
Ostdeutsche nehmen „Gerech-
tigkeitsdefizite deutlich schärfer
wahr als Westdeutsche“, so Mini-
sterpräsident Bodo Ramelow in
seiner Regierungserklärung zum
Thüringen-Monitor 2017 mit dem
Titel „Thüringens ambivalente Mit-
te: Soziale Lagen und politische
Einstellungen“, der sehr gründlich
am 2. November im Landtag de-
battiert wurde.

Die Ambivalenzen, die die Lang-
zeitstudie des Zentrums für Rechts-
extremismusforschung, Demokratie-
bildung und gesellschaftliche Inte-
gration der Jenaer Friedrich-Schiller-
Universität für dieses Jahr ermittelte,
sind wirklich bemerkenswert. 

Der Ministerpräsident verwies auf
folgende Befunde: Über 90 Prozent
aller Befragten und sogar vier Fünftel
der Personen mit niedrigem Einkom-
men sind mit ihrem Lebensstandard
zufrieden. Zugleich aber fühlen sich
53 Prozent vergleichsweise benach-
teiligt. 65 Prozent sind mit der Demo-
kratie zufrieden, nur knapp die Hälfte
war es 2015. Zugleich vertreten kon-
stant 69 Prozent die Ansicht, dass „in
unserer Demokratie die Anliegen der
Menschen nicht mehr wirksam ver-
treten werden“. 

Zwei Fünftel der Befragten meinen,
dass der Kapitalismus beseitigt wer-
den muss, um soziale Gerechtigkeit
herzustellen. Andererseits vertraut
mit 57 Prozent eine große Mehrheit
der Thüringer „voll und ganz“ oder
„weitgehend“ der Thüringer Unter-
nehmerschaft. „Die Erfahrungen der
großen gesellschaftlichen Umbrü-

che“, so Bodo Ramelow weiter, „der
gespürte und real fassbare negative
Abstand zu westdeutschen Einkom-
mens- und Lebensverhältnissen hat,
so lautet eine zentrale Schlussfolge-
rung, zu einem manifesten Gefühl
vieler Ostdeutscher geführt, ‘Bürger
2. Klasse zu sein’“. 

Zugleich betonte der Ministerpräsi-
dent: „Diese Landesregierung will
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unterstützen antisemitische Aussa-
gen. Besonders anfällig für rechtsex-
treme Einstellungen sind mittlere bis
hohe Einkommen mit nicht akademi-
scher Ausbildung – also Menschen
aus der Mitte der Gesellschaft. 

Der Monitor beleuchte zentral die
soziale Frage, sagte die LINKE-Politi-
kerin. Positiv werde der Rückgang
der Erwerbslosigkeit benannt, zu der

An der Seite der Siemens-Beschäftigten
Zahlreiche Beschäftigte des Erfur-

ter Siemens-Generatorenwerkes wa-
ren auf der Besuchertribüne des Ple-
narsaals, als der Landtag am 1. No-
vember im Rahmen einer Aktuellen
Stunde, die die demokratischen Frak-
tionen (LINKE, SPD, Grüne und CDU)
gemeinsam eingereicht hatten, die
ungewisse Zukunft ihres Werkes the-
matisiert hatte. 

Es ging um in ein klares politisches
Signal an die Konzernleitung: Verant-
wortung zu übernehmen für die Per-
spektive des Werkes und seiner Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Die
Abgeordneten wiesen darauf hin,
dass nicht nur 700 Arbeitsplätze in
Erfurt, sondern auch 700 weitere bei
Zulieferern auf den Spiel stehen und
kündigten entschiedenen Widerstand

allen besser gehen würde, wärend
die Fremden nur weg. Das ist so
falsch wie demagogisch.“

Die Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE Susanne Hennig-Wellsow
nannte die Monitor-Werte, wonach in
Thüringen rechtsextreme Einstellun-
gen weiterhin stabil sind: 19 Prozent
der Menschen teilen entsprechende
Einstellungen, 16 Prozent meinen,
der Nationalsozialismus habe auch
seine guten Seiten gehabt. Jeder vier-
te Thüringer meint, es gäbe wertvol-
les und unwertes Leben. 14 Prozent

die rot-rot-grüne Landesregierung
u.a. mit Programmen zur Verringe-
rung der Langzeitarbeitslosigkeit bei-
getragen hat. „Doch die Menschen in
Thüringen stellen deutlich schlechte-
re Löhne, prekäre Arbeit oder Er-
werbslosigkeit in den letzten Jahr-
zehnten richtigerweise auch fest.
Durch die in der Vergangenheit mas-
senhafte, in Teilen bis heute verfe-
stigte Erwerbslosigkeit, Niedriglöhne
oder unfreiwillige Teilzeitarbeit
kommt es dauerhaft zu Armut, zu Al-
tersarmut und über Generationen zu

Demonstration vor dem Werkstor in der Werner-von-Siemens-Straße in Erfurt
am 25. Oktober. Ihre Solidarität mit den Beschäftigten drückten Abgeordnete
des Landtags vor Ort aus, unter ihnen von der Linksfraktion die Vorsitzende Su-
sanne Hennig-Wellsow und der Gewerkschaftspolitiker Rainer Kräuter.

an. Für die Linksfraktion hatte in der
Debatte der Wirtschaftspolitiker Di-
ter Hausold gesprochen und betont:
„Es ist bekannt, dass es spürbare
Überkapazitäten im Bereich großer
Generatoren auf dem Weltmarkt gibt.
Würde das Erfurter Werk an einen
Konkurrenten verkauft, die wesentli-
chen Patente würden aus dem Unter-
nehmen rausgezogen, würde wohl
kurz- oder mittelfristig ein deutlicher
Arbeitsplatzabbau drohen  und die
hohe Innovationskraft und Kreativität
für Erfurt verloren gehen. Das gilt es
mit allen Mitteln zu verhindern, zumal
das Werk dezentrale Lösungen für
den Energiemarkt anbietet und im
Übrigen schon 1997 – lange vor der
Konzernspitze – den Trend zur Wind-
energie erkannt hatte.“                     

vergebenen Chancen. Die Schere
zwischen Einkommen, Eigentum und
sozialer Lage klafft in der Bundesre-
publik immer weiter auf – in den ost-
deutschen Bundesländern sind diese
Zustände besonders zugespitzt. Der
Thüringen-Monitor weist deutlich
darauf hin, dass die reale, die erlebte
und gefühlte Benachteiligung ein ‘si-
gnifikanter Erklärungsbeitrag für
Rechtsextremismus’ ist.“

Susanne Hennig-Wellsow abschlie-
ßend: „Wer den industriellen Kahl-
schlag der Treuhand in den 1990ern
zu verantworten hat, der muss auch
die Verantwortung dafür überneh-
men, dass die Folgen bis heute nach-
wirken. Wer in der Thüringer Politik
auf die hiesigen Niedriglöhne stolz
war, der muss heute die politische
Verantwortung für die gesellschaftli-
chen und sozialen Verwerfungen tra-
gen. Wer fast 25 Jahre lang den Frei-
staat als sein Eigentum betrachtete
und Pöstchen nach Parteibuch be-
setzt hat, braucht sich über Skepsis
gegenüber der Politik nicht wundern.
Wer bis heute ausschließlich im Ei-
geninteresse handelt, wenn es um
mehr Demokratie geht, und Transpa-
renz blockiert, ist für Politikverdros-
senheit mitverantwortlich. 

Ein Sozialstaat, der seinen Namen
verdient, ein Staat, der aktiv für so-
zialen Ausgleich sorgt und Freiheit
garantiert, das ist der Kern einer sta-
bilen Demokratie.“

Thüringen-Monitor komplett im In-
ternet unter: http://www.thuerin-
gen.de/mam/th1/tsk/Veranstaltun-
g e n _ 2 0 1 7 / t h u r i n g e n - m o n i -
tor_2017_schlussfassung.pdf          

und wird nieman-
den im Abseits
stehen lassen.
Und darin wollen
und werden wir
erkennbar anders
sein als die Rech-
tspopulisten, die
den Menschen
einreden wollen,
dass allein oder
zumindest in er-
ster Linie die
Flüchtlinge Sch-
uld seien an allen
gefühlten wie er-
lebten Benachtei-
ligungen und es


